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Übersicht über die ergänzenden Materialien 
 

Die Perspektiven der Eimsbütteler Bürgerinitiativen sowie der Bezirksverwaltung sind bereits im Vor-
feld des BEP-Workshops „Gemeinsam für ein lebenswertes Eimsbüttel“ dokumentiert worden:  

• Im verwaltungsinternen „Qualitätszirkel Bürgerbeteiligung“ ist im April 2012 eine Situations-
analyse mit dem Titel „Bürgerbeteiligung in Eimsbüttel 2011“ abgeschlossen worden. Diese 
macht transparent, wie sich Partizipationsprozesse aus Sicht der Verwaltung darstellen, wie 
vielfältig bereits beteiligt wird und welches Entwicklungspotential noch gesehen wird. 

• Mit der Einladung zum BEP-Workshop 2012 sind die Bürgerinitiativen gebeten worden, vorab 
in einem kurzen Fragebogen ihre Zielsetzungen sowie ihre Erfahrungen mit der Bezirkspolitik 
und der Bezirksverwaltung bei der Vertretung eigener Interessen transparent zu machen. Die 
in diesen Materialband aufgenommenen Fragebögen hingen für alle Teilnehmerinnen und 
Teilnehmer gut sichtbar beim BEP-Workshop 2012 zur Ansicht aus. (Als Alternative zum ver-
sendeten Fragebogen sind ein Zeitungsartikel und ein bereits bestehendes Kurzporträt zuge-
sendet worden, die ebenfalls enthalten sind.)   

Vervollständigt werden diese Materialien durch die beim BEP-Workshop ausgelegte Programmüber-
sicht. 
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Weiterentwicklung der Bürgerbeteiligung im Rahmen der Bezirks-

entwicklungsplanung Eimsbüttel 

Die Arbeitsgruppe Bezirksentwicklungsplanung (BEP-AG) ist eine im Bezirksamt Eimsbüttel etablierte 

Struktur, in der dezernats- und fachamtsübergreifend zusammengearbeitet wird, um komplexe Pla-

nungen voranzutreiben und übergeordnete Fragestellungen zu bearbeiten. 

Eine Arbeitsstruktur wie die BEP-AG ist keine Selbstverständlichkeit. Eimsbüttel ist der einzige Bezirk 

Hamburgs, in dem in dieser Form Querschnittsthemen in Angriff genommen werden. Wenn es sach-

gerecht erscheint, die Grenzen der üblichen Arbeitsteilung zwischen Fachämtern und Dezernaten zu 

überschreiten, müssen Wege der Kommunikation und Kooperation nicht erst aufgebaut werden. Die 

BEP-AG tagt monatlich, ist als Knotenpunkt für komplexe Fragestellungen etabliert und entwickelt 

Leitprojekte, wenn Themen mit besonderem Nachdruck verfolgt werden sollen. 

Die Weiterentwicklung von Verfahren der Bürgerbeteiligung ist im Sommer 2011 zu einem besonde-

ren Schwerpunkt der BEP-AG geworden. Die Einsetzungsverfügung des Bezirksamtsleiters regelt, dass 

im Leitprojekt „Qualitätszirkel Bürgerbeteiligung“ mindestens die Fachämter “Jugend- und Fami-

lienhilfe“, „Management des öffentlichen Raumes“, „Sozialraummanagement“ sowie „Stadt- und 

Landschaftsplanung“ zusammenarbeiten. Ziel des Qualitätszirkels ist, das Zusammenspiel zwischen 

Bevölkerung, Politik und Verwaltung zum Wohle aller Bürgerinnen und Bürger in ein neues Gleich-

gewicht zu bringen. 

Als erster Schritt einer systematischen Qualitätsentwicklung ist gemeinsam die folgende Situations-

analyse erstellt worden. 

Bürgerbeteiligung in Eimsbüttel 2011 
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1   Die richtige Demokratie 

Eine per se richtige Form der lokalen Demokratie gibt es nicht. Wissenschaftliche Studien oder Mo-

dellprojekte aus anderen Städten können inspirierend sein, doch was in Eimsbüttel möglich ist und 

erreicht werden soll, muss auch in Eimsbüttel erarbeitet und entschieden werden: von der Bezirkspo-

litik im Zusammenspiel mit der Verwaltung und im direkten Dialog mit den Bürgerinnen und Bürgern. 

Die Herausforderung besteht darin, unter Berücksichtigung der gesetzlichen Rahmenbedingungen 

und der vorhandenen Ressourcen eine für Eimsbüttel passgenaue Beteiligungskultur zu etablieren. 

 „Je nachdem, welchen Begriff von Demokratie wir uns machen, sieht auch die Zu-

kunft der Demokratie verschieden aus; und je nach der Zukunft sieht man dann auch 

in der Gegenwart schon Probleme, von denen man glaubt, daß andere sie nicht se-

hen oder sie nicht ernst genug nehmen.“ (Niklas Luhmann)1 

2   Hohe Erwartungen, geschürte Hoffnungen, unveränderte Grenzen     

Das Verständnis lokaler Demokratie wird natürlich auch von allgemeinen gesellschaftlichen Entwick-

lungen sowie von Ereignissen geprägt, die jenseits der Bezirksgrenzen die Gemüter erhitzen.  

Im Zuge eines langfristigen Wandels ist das Vertrauen in die Problemlösungskompetenz und die Ge-

meinwohlorientierung von Politik und Verwaltung stetig gesunken. Die Parteien verlieren weiterhin 

Mitglieder und haben Nachwuchssorgen, während die Bereitschaft zum Engagement in anlassbezo-

genen Beteiligungs- und Widerstandskontexten parallel gestiegen ist.  

Dieser schleichende und zugleich gravierende Rückzug aus den Strukturen der repräsentativen De-

mokratie wirft bezüglich des Zusammenspiels zwischen Bevölkerung, Politik und Verwaltung viele 

Fragen auf, da sich die Prinzipien der freiheitlich-demokratischen Grundordnung  zugleich nicht ver-

ändert haben. Diese an sich selbstverständliche Feststellung ist in den seit „Stuttgart 21“ verstärkt in 

der Politik, der Presse und auch „auf der Straße“ geführten Diskussionen über die Bürgerbeteiligung 

oft außer Acht gelassen worden. 

Die  Reaktionen auf den heißen Herbst in Stuttgart, die in vielen Städten und Gemeinden zu ver-

zeichnen waren, hatten eine suggestive Kraft, da der Bevölkerung vielfach vermittelt worden ist, in 

Zukunft deutlich mehr auf direktem Wege mitbestimmen zu können. Tatsächlich wird es aber so sein, 

dass auch weiterhin alle Entscheidungen in den Parlamenten getroffen werden, solange die Schwelle 

zur „Volksgesetzgebung“ nicht überschritten wird. Bürgerentscheide sind strukturell etwas grund-

sätzlich anderes als die Verfahren der Bürgerbeteiligung, die die Verwaltung organisiert.  

Das beste und maximal mögliche Ergebnis von Bürgerbeteiligung (im engeren Sinne) ist Überzeu-

gungskraft, die sich auf Entscheidungen in Politik und Verwaltung auswirkt. Dem auf Beteiligungsver-

anstaltungen nicht selten zu hörenden Ruf nach Verbindlichkeit der erarbeiteten Empfehlungen wird 

weiterhin zu entgegnen sein, dass dies unserem Staatsprinzip widerspricht. Dies ist keine dankbare 

Aufgabe für die Organisatoren von Beteiligungsprozessen. Erfahrungen aus anderen Bezirken haben 

aber gezeigt, dass von vornherein offen kommuniziert werden sollte, wie groß die Einflussmöglich-

keiten sind und wer letztlich die Entscheidungen trifft. 
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3   Reichweite und Repräsentativität von Beteiligungsprozessen  

Die Möglichkeiten zur Beteiligung werden auch in Eimsbüttel nur von wenigen Bürgerinnen und Bür-

gern wahrgenommen. Als im „Qualitätszirkel Bürgerbeteiligung“ die Größenordnung derjenigen dis-

kutiert wurde, die sich im Jahr 2011 aktiv in die Gestaltung des Gemeinwesens eingemischt haben, 

wagte niemand die Annahme, dass dies auf mehr als 5000 Menschen zutreffen könnte. Dies entsprä-

che gerade einmal ca. 2 Prozent der Bevölkerung.  

Wenn die Verwaltung den Großteil der Bevölkerung bei Beteiligungsprozessen nicht zu Gesicht be-

kommt, stellt sich die Frage, ob die letztlich festgehaltenen Empfehlungen und Wünsche zumindest 

durch Repräsentativität legitimiert sind. Aufgrund sozialwissenschaftlicher Untersuchungen muss 

davon ausgegangen werden, dass dies nicht der Fall ist, da sich nicht nur sehr wenige, sondern zu-

gleich auch nur ganz bestimmte Bürginnen und Bürger engagieren.  

Folgende vier Persönlichkeitstypen des politischen Engagements können unterschieden werden2:     

1. Desinteressierte / 2. reflektierte Zuschauer / 3. interventionsfähige Bürger / 4. Aktivbürger. Ledig-

lich die beiden zuletzt genannten Gruppierungen sind bei der Bürgerbeteiligung anzutreffen. Die 

überwiegende Mehrheit der Bevölkerung hält sich hingegen im „toten Winkel“ der Praxis der Beteili-

gung auf. 

Herausforderung: Bei der Weiterentwicklung von Verfahren ist verstärkt darauf zu achten, dass 

durch eine entsprechende Öffentlichkeitsarbeit und Methodik auch Menschen einen Zugang finden, 

die nicht bereits interessiert, aktiv und kommunikationsstark sind. Die Meinungen und Wünsche 

dieser Menschen sind nicht weniger wert oder wichtig als derjenigen, die von den bisherigen Forma-

ten der Bürgerbeteiligung angesprochen werden.     

4   Missverständnisse 

Die bisherige Praxis der Bürgerbeteiligung und eine fehlende Auseinandersetzung mit der Reichweite 

und Repräsentativität von Verfahren hat zwei Missverständnisse begünstigt: In der Verwaltung konn-

te angenommen werden, dass sich der Wille der Bevölkerung abbildet und somit der Beteiligungser-

fordernis genüge getan ist, wenn Artikulationsräume geschaffen werden, in denen Bürgerinnen und 

Bürger ihre Interessen vertreten können. Auf der Seite der Engagierten konnte leicht in Anspruch 

genommen werden, „den“ Willen der Bevölkerung zu kennen und sich stellvertretend Politik und 

Verwaltung gegenüberzustellen. 

Über diese Missverständnisse hinaus ist festzuhalten, dass bis zum Jahr 2011 ohne Weiteres mit den-

selben Begriffen über Bürgerbeteiligung gesprochen werden konnte, ohne unbedingt dasselbe zu 

meinen. Dies gilt gleichermaßen für Bevölkerung, Politik und Verwaltung. Für einen von der Verwal-

tung getragenen Qualitätsentwicklungsprozess ist es aber unabdingbar, dass in zwei Büros auf dem 

Grindelberg nicht an drei unterschiedliche Dinge gedacht wird, wenn eine bestimmte Form der Bür-

gerbeteiligung erwähnt wird. 

Herausforderung: Um die Planung von Beteiligungsprozessen zu erleichtern und Missverständnisse 

über das Ausmaß der bestehenden Einflussmöglichkeiten zu vermeiden, ist das Spektrum der Bür-

gerbeteiligung in einem Stufenmodell zu beschreiben und als allgemeines Begriffsverständnis der 

Verwaltung zu etablieren (z.B. mittels der Stufen: Transparenz, Mitwirkung, Mitbestimmung und 

Selbstbestimmung).  
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5   Rechtsgrundlagen 

 Art. 20 Abs. 2 Grundgesetz (repräsentative Demokratie) 

 Art. 28 Abs. 1 Grundgesetz (Anwendung Grundsätze Rechtsstaat auf Bundesländer) 

 § 3 Baugesetzbuch (Beteiligung Bauleitplanung) 

 § 71 Hamburgische Bauordnung (Nachbarliche Belange) 

 § 14 Bezirksverwaltungsgesetz (Öffentlichkeit in Bezirksversammlung und Ausschüssen) 

 § 32 Bezirksverwaltungsgesetz (Bürgerbegehren und Bürgerentscheid) 

 Beteiligung von Kindern und Jugendlichen 

o § 5 SGB VIII / KJHG (Wunsch- und Wahlrecht) 

o § 8 SGB VIII / KJHG (Beteiligung in der Jugendhilfe) 

o § 11 Abs. 1 SGB VIII / KJHG (Beteiligung Angebote Jugendarbeit) 

o § 36 Abs. 2 SGB VIII / KJHG (Beteiligung Hilfen zur Erziehung / Hilfeplan) 

o § 86 Hamburgisches Schulgesetz (Regionale Bildungskonferenzen) 

o § 33 Bezirksverwaltungsgesetz (Beteiligung Planungen und Vorhaben) 

6   Zielpriorisierung 

Durch die rechtlichen Rahmenbedingungen sind einige Verfahrenswege vorgegeben. Eigene Prioritä-

tensetzungen sind aber möglich und sogar erforderlich, da nicht alle denkbaren Ziele der Bürgerbe-

teiligung gleichzeitig widerspruchsfrei verfolgt werden können und sich trefflich darüber gestritten 

werden darf, welchen der folgenden Teilziele die größte Bedeutung beigemessen werden sollte:   

 „mehr und repräsentativere Beteiligung 

 Verstärkung der Kommunikation zwischen Bürgern und Entscheidern 

 Schaffung von Verständnis für demokratische Prozesse 

 Stärkung von Transparenz 

 Persönlichkeitsbildung und politische Meinungsbildung 

 präzisere Artikulation von Interessen 

 Stärkung der Qualität politischer Entscheidungen 

 Einsparung von Mitteln, Auffinden kostengünstiger Alternativen“3.  

Trotz vielfältiger Beteiligungsaktivitäten der Bezirksverwaltung lag im Jahr 2011 kein übergeordnetes 

Konzept zur Bürgerbeteiligung vor, dass auch eine Zielpriorisierung umfasst hätte. 

Herausforderung: Auf der Basis der vorgelegten Situationsanalyse sind Prioritäten zu setzen und in 

einem Konzept oder Leitbild zu verankern, das für alle Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter zum roten 

Faden wird, um während der Weiterentwicklung der Bürgerbeteiligung trotz gestiegener und zum 

Teil unterschiedlicher Erwartungshaltungen die Übersicht zu behalten und Ressourcen zielgerichtet 

einzusetzen. 

7   Ressourcen 

In welchem Ausmaß Ressourcen zur Verfügung stehen, um Bürgerbeteiligung zu realisieren, hängt 

sowohl vom Aufgabenzuschnitt der Fachämter als auch vom einzelnen Projekt bzw. Verfahren ab: In 

den Fachämtern „Jugend- und Familienhilfe“, „Sozialraummanagement“ und „Interner Service“ wird 

die Beteiligung vorrangig durch die Personalressourcen gewährleistet. Im Fachamt „Management des 

öffentlichen Raumes“ kann darüber hinaus Beteiligung im Rahmen von Ingenieurleistungen beauf-
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tragt werden. Das Fachamt „Stadt- und Landschaftsplanung“ verfügt über Mittel aus einer Rahmen-

zuweisung zur „Beteiligung und Information der Bürgerinnen und Bürger sowie der Fachöffentlich-

keit“.  

Alle Fachämter verbindet hierbei, dass dem in Bevölkerung und Politik wahrnehmbaren Wunsch nach 

einem stärkeren Ausmaß und einer höheren Qualität der Bürgerbeteiligung mit den zur Verfügung 

stehenden Ressourcen nur im Ansatz entsprochen werden kann. Trotz der deutlich erkennbaren Be-

reitschaft der Bezirksverwaltung, häufiger, umfangreicher und methodisch vielfältiger zu beteiligen, 

stellen die begrenzten Ressourcen eine nur schwer überwindbare Hürde dar. 

Herausforderung: Es wird erforderlich sein, die zur Verfügungen stehenden Ressourcen noch zielge-

richteter einzusetzen und eine partizipative Grundhaltung der Mitarbeiterinnen und Mitarbeit als 

kostensenkenden Faktor zu erkennen. Des  Weiteren sollte Transparenz darüber hergestellt werden, 

wie viel Beteiligung zu welchem Preis von der Verwaltung erwartet werden kann, und die Bezirkspoli-

tik aktiv in die Frage einbezogen werden, wie zusätzliche Mittel erschlossen werden können.    

8   Knowhow, Methoden, Fortbildungsbedarf 

Ein Verständnis der Bürgerbeteiligung, das nicht auf ein Widerstandsmanagement reduziert ist, son-

dern auf einen möglichst breit geführten Dialog mit der Bevölkerung abzielt, erfordert ein entspre-

chendes Instrumentarium. Es mangelt nicht an Methodensammlungen, die verfügbar sind – im Inter-

net zum Beispiel (Stand: 12.01.2012): 

 Wegweiser Bürgergesellschaft:    

http://www.buergergesellschaft.de/politische-teilhabe/modelle-und-methoden-der-

buergerbeteiligung/modelle-und-methoden-von-a-bis-z/106120/  

 Senatsverwaltung für Stadtentwicklung, Berlin: 

http://www.stadtentwicklung.berlin.de/soziale_stadt/partizipation/download/Handbuch_Pa

rtizipation.pdf 

 Bundeszentrale für politische Bildung: 

http://www.bpb.de/methodik/5JRHMH,0,0,Methodensuche.html 

 Auf eine weitere Methodensammlung zur Kinder- und Jugendbeteiligung kann von allen 

Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern der Hamburger Bezirksverwaltungen über die Dienst-

rechner (Laufwerk „J“) zugegriffen werden. 

All diese Quellen sind hilfreich, können jedoch nicht ersetzen, worauf es wirklich ankommt: prakti-

sche Erfahrungen mit der Anwendung unterschiedlicher Beteiligungsmethoden. Was eignet sich für 

welche Zielgruppe, wie aufwändig sind Vorbereitung, Umsetzung und Dokumentation, mit welchen 

Hindernissen sollte man rechnen, …, …, …? 

Herausforderung: Eine zeitgemäße Bürgerbeteiligung kann die Bezirksverwaltung für Eimsbüttel nur 

entwickeln und umsetzen, wenn ihr die Gelegenheit gegeben wird, Erfahrungen zu sammeln und 

Knowhow in den eigenen Reihen möglichst breit zu verankern. Dies erfordert zumindest einmalig ein 

umfangreiches Fortbildungsprogramm mit integrierten Praxisprojekten und Coaching. Welche Fort-

bildungskonzepte sich bewährt haben, ist in 2011 bereits recherchiert worden. 

http://www.stadtentwicklung.berlin.de/soziale_stadt/partizipation/download/Handbuch_Partizipation.pdf
http://www.stadtentwicklung.berlin.de/soziale_stadt/partizipation/download/Handbuch_Partizipation.pdf
http://www.bpb.de/methodik/5JRHMH,0,0,Methodensuche.html
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9   Aktivitäten des Fachamtes „Stadt- und Landschaftsplanung“ 

Bürgerbeteiligung bei Bebauungsplanverfahren: 

Frühzeitige Öffentlichkeitsbeteiligung  in Form einer öffentlichen Plandiskussion 

Eidelstedt 72    01.11.2011    ca. 50 Personen  

Lokstedt 62    28.06.2011  rd. 100 Personen  
Danach gingen zahlreiche schriftliche Nachfragen ein, die beantwortet wurden und als Stellung-
nahme im Rahmen der frühzeitigen Öffentlichkeitsbeteiligung mit ausgewertet wurden. 

 

Frühzeitige Öffentlichkeitsbeteiligung in Form einer Auslegung 

Schnelsen 85   07.-21.03.2011  1 Stellungnahme 

Eidelstedt 30 Änderung  07.-21.03.2011  keine Stellungnahme 
 

Infoveranstaltungen nach der frühzeitigen Öffentlichkeitsbeteiligung 

Lokstedt 62    

Infotermine des Investors  18.08. + 25.08.2011 50. bzw. 40 Personen  

Infotermin Altlasten SL  08.09.2011  ca. 25 Personen  

Infotermin Verkehr   09.11.2011  ca. 40 Personen 

Diese Infotermine wurden über das förmlich notwendige Verfahren zur Bürgerbeteiligung bei 
Bebauungsplanverfahren hinaus zusätzlich angeboten. Ziel war, eine fundiertere Aufklärung über 
die Bestandssituation (Thema Altlasten) sowie die Ziele und Auswirkungen der Planungen herzu-
stellen. 

 

Öffentliche Auslegungen von Bebauungsplan-Entwürfen 

Stellingen 63 / Eidelstedt 70  01.06.-- 30.06.2011 9 Stellungnahmen 

Lokstedt 60     20.06. - 27.07.2011 3 Stellungnahmen 

Lokstedt 52/Eppendorf 9/Groß Borstel 11 (Senatsplan)  

Öffentliche Auslegung der Duplikate vom 17.10. -  17.11.2011. 

Rotherbaum 35   07.03. – 06.04.2011 keine Stellungnahme 

Eidelstedt 71 18.04. – 17.05.2011 18 Stellungnahmen, davon 1 mit 51 
Unterschriften 

Formierung einer Bürgerinitiative und eines Bürgerbegehrens nach Auslegung im Juni 2011; Bür-
gerentscheid im Mai 2012. 

 

Planungsbegleitung der Umsetzung eines vorhabenbezogenen Plans: Eidelstedt 68 – Möbel Höffner 

Größerer Beteiligungsprozess, in 2011 lief nur noch die Umsetzung. In diesem Zusammenhang gab es 
2011 mehrere Gespräche mit der Siedlungsgemeinschaft Brookwisch zum Thema: 

- Lärmschutz 

- Verkehrliche Erschließung 

Es gab am 03.03.2011 einen Vor-Ort-Termin mit Verwaltung, Bürgern und Möbel Höffner, in dem die 
Gestaltung der Lärmschutzwand besprochen wurde. Auch die Lage der Lärmschutzwand wurde zu-
gunsten der Bürger geändert. Ferner wurde die Realisierung eines gewünschten Bürgersteigs abge-
stimmt. In den Punkten hat die Verwaltung den Wünschen der Bürger entsprochen und Möbel 
Höffner die Finanzierung zugesagt. 
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Bürgerbeteiligung Universitätsentwicklung 

Bürgerbeteiligung Universitätsentwicklung für den städtebaulichen und hochbaulichen Realisie-
rungswettbewerb Campus Bundesstraße (MIN-Campus) (initiiiert von der Behörde für Wissenschaft 
und Forschung, durchgeführt von Markus Birzer, Politik- und Unternehmensberatung) 

- Insgesamt ein 2-monatiger Prozess, an dem 500 Bürgerinnen und Bürger teilgenommen 
haben; 2.000 Arbeitsstunden wurden geleistet; Bekanntmachung durch Einladungsflyer 
und -plakate 

- Auftaktveranstaltung im November 2010 (öffentliche Veranstaltung) 
- Fokusgruppen (Runde Tische) für unterschiedliche Zielgruppen zu spezifischen Themen 

im Dezember 2010 und Januar 2011 
- Open Space (inneruniversitärer Dialog, von der Uni initiiert und durchgeführt)  
- Ideenworkshop (öffentliche Veranstaltung) 
- Homepage „Uni baut Zukunft“: Meldungen & Termine sowie Protokolle & Materialien als 

pdf-Dateien 
- Anliegen und Ideen per Email  
- Dialogische Interviews (leitfadengestützte Gespräche mit Akteuren im Gebiet als Exper-

ten) 
- Kinder- und Jugendbeteiligung (durchgeführt von JASWERK Jugend Architektur Stadt 

gUg): 4 Klassen von Schulen im unmittelbaren Umfeld des Campus (100 Kinder bis 12 
Jahre) Wünsche und Erwartungen ermitteln und in das Wettbewerbsverfahren einflie-
ßen lassen. 

Probleme: 

- Aktivierung der Studierenden  
- Beteiligung der Jugendlichen im Alter zwischen 12 und 18 Jahren (längere Vorlaufzeit wä-

re nötig gewesen, um es in den Lehrplan zu integrieren)   
 

Bürgerbeteiligung Integriertes Entwicklungskonzept für das Zentrum Niendorf-Nord  

(durchgeführt von konsalt Gesellschaft für Stadt- und Regionalanalysen und Projektentwicklung mbH 
sowie Büro Düsterhöft Architektur und Stadtplanung) im Zeitraum Oktober 2010 bis Februar 2011 

- frühzeitige Einbindung der Akteure vor Ort 

o In Vorgesprächen mit dem Einzelhandel sowie dem Projektträger von WiN (einfal 
GmbH) wurde auf das Wissen der Akteure vor Ort und der Wohnbevölkerung zu-
rückgegriffen (am 28.10.2010) 

- zwei öffentliche Aktions- und Informationsveranstaltungen direkt im Zentrum Niendorf-
Nord, anhand eines städtebaulichen Arbeitsmodells und bei einem gemeinsamen Rund-
gang durch das Zentrum wurden Anregungen und Hinweise der örtlichen Bewohnerin-
nen und Bewohner aller Altersgruppen aufgenommen (am 19.11.2010 von 11 bis 18 Uhr 
und am 27.11.2010 von 10 bis 16 Uhr). 

- Erste Zwischenergebnisse wurden den Wohnungsbaugenossenschaften im Umfeld (am 
16.11.2010) und interessierten privaten Eigentümern des Zentrums vorgestellt und dis-
kutiert (am 07.02.2011). Vorhandene Konzeptideen wurden überprüft, weiterentwickelt 
und als drei Varianten in einer öffentlichen Konzeptwerkstatt am 12.02.11 vorgestellt.  

10 Aktivitäten des Fachamtes „Bauprüfung“ 

Bürgerbeteiligung im Baugenehmigungsverfahren:  

Im Baugenehmigungsverfahren findet Bürgerbeteiligung in der Form von Nachbarbeteiligung statt. In 

der Hamburgischen Bauordnung (HBauO) wird zwischen zwei Formen der Nachbarbeteiligung unter-

schieden. Bei zwei im Gesetz konkret benannten Abweichungstatbeständen ist die Zustimmung der 

Nachbarn erforderlich. Bei Befreiungen von den Festsetzungen eines Bebauungsplans und bei Abwei-
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chungen von § 6 HBauO (Abstandsflächen) sind die angrenzenden Nachbarn zu beteiligen, die Ent-

scheidung liegt aber im Ermessen des Fachamtes für Bauprüfung. Die Beteiligung der Nachbarn er-

folgt schriftlich.  

Bürgerbeteiligung „Isebek-Domizil“ 

Im letzten Jahr hat in Eimsbüttel eine öffentliche Veranstaltung zum „Isebek-Domizil“ stattgefunden. 

Da es zu den ursprünglichen Planungen am Kaiser-Friedrich-Ufer bereits einen Bürgerentscheid ge-

geben hat, wurde nach Erteilung des Vorbescheids eine Veranstaltung durch den Bauherrn organi-

siert, um der Öffentlichkeit die geänderten Pläne vorzustellen. Diese Art der Bürgerbeteiligung ist ein 

Angebot, sie ist rechtlich nicht notwendig. Es hat sich während der Veranstaltung gezeigt, dass  es für 

die Akzeptanz durch die Bürger günstig ist, wenn solche Veranstaltungen von den Bauherren und 

nicht von der Verwaltung organisiert werden, da nur so die neutrale Rolle der Verwaltung glaubwür-

dig ist. Um zukünftig die Akzeptanz größerer Bauvorhaben zu erhöhen, wird eine frühzeitige Bürger-

beteiligung sicherlich auch im Baugenehmigungsverfahren verstärkt angewendet werden. 

Ausblick 

Da es zurzeit keine Rechtsgrundlage gibt, auf der eine öffentliche Bürgerbeteiligung im Baugenehmi-

gungsverfahren gefordert werden kann, wird eine der Herausforderungen sein, Antragssteller zu 

überzeugen, solche Veranstaltungen durchzuführen. Um die neutrale Position des WBZ´s nach außen 

deutlich zu machen, sollte die Bürgerbeteiligung auf jeden Fall von den Antragsstellern organisiert 

werden. 

11 Aktivitäten des Fachamtes „Management des öffentlichen Raumes“ 

Die durch das Fachamt Management des öffentlichen Raumes mit den Abteilungen „Straßen und 

Gewässer“ und „Stadtgrün und Forst“ zu bewältigenden Planungen und Vorhaben stehen häufig im 

Fokus der Öffentlichkeit und sind daher Anlass für unterschiedliche Formen der Bürgerbeteiligung. 

Beispielhaft ist hier die geplante Umgestaltung des Straßenzuges Schulterblatt / Eimsbütteler Chaus-

see zu nennen. Als Querschnittsaufgabe des Bezirksamtes Eimsbüttel und des Sanierungsträgers 

STEG im Sanierungsgebiet Eimsbüttel – Sternschanze S2 entwickelte sich aus dem Gebiet heraus das 

Ziel, diese zentrale Straße als bedeutsamen Einkaufsstandort zu stärken. Auf Grundlage einer umfas-

senden stadträumlichen Analyse wurden zwei unterschiedliche Varianten der Umgestaltung entwi-

ckelt, die im Februar 2010 in einer öffentlichen Veranstaltung vorgestellt und diskutiert wurden. Die 

Teilnehmer/innen sprachen sich mit großer Mehrheit für eine Variante aus. Nach detaillierter Ausar-

beitung der Variante folgte die Vorstellung im Sanierungsbeirat, im Kerngebietsausschuss und an-

schließend in einer zweiten öffentlichen Veranstaltung im Juni 2011. Geplant ist, die Umgestaltung in 

diesem Jahr baulich umzusetzen. Die frühzeitige Einbeziehung der Öffentlichkeit, parallel zur Beteili-

gung der politischen Gremien und die stufenweise Entwicklung der Planung führten insgesamt zu 

mehr Transparenz und Akzeptanz und haben den Planungsprozess für alle Beteiligten reibungsärmer 

gestaltet.  

Regelhaft beteiligt das Fachamt Management des öffentlichen Raumes die Anwohner und Grundei-

gentümer bei Baumaßnahmen zur erstmaligen, endgültigen Herstellung von Straßen. 

Fest verankert in der Grünflächenplanung der Abteilung Stadtgrün ist die Beteiligung von Kindern 

und Jugendlichen, die seit etwa 15 Jahren bei der Planung von Spielplätzen, Bolzplätzen und Skatean-

lagen aktiv betrieben wird. Hier sind Kinder Experten in eigener Sache. Die gebauten Ergebnisse sind 
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seitdem stärker an den Interessen der Nutzer orientiert und in ihrer Ausstattung und Ausprägung 

vielfältiger gestaltet. Die Beteiligungsmöglichkeiten werden in der Regel am Ort des Geschehens an-

geboten und erfassen die Wünsche und Ideen der Kinder und Jugendlichen ebenso wie die Anregun-

gen und Bedenken von betroffenen Anwohnern und anderen interessierten Erwachsenen. In den 

Jahren 2010 und 2011 wurden anlassbezogene Beteiligungsverfahren nach diesem Muster bei der 

Neugestaltung der Spielplätze Stellinger Steindamm, Langenfelder Damm und Vielohwisch und bei 

der Planung der Parkanlage am Wasserturm im Stadtpark Eimsbüttel eingesetzt. 

Das Fachamt Management des öffentlichen Raumes unterstützt darüber hinaus das Engagement von 

Bürgern für ihre Grünflächen. Patenschaften für Grün an Straßen, für Teilbereiche von Parkanlagen 

und Spielplätzen sind hierfür gute Beispiele und werden von der Verwaltung unterstützt.   

In einer differenzierten Stadtgesellschaft sind die Nutzungsansprüche an öffentliche Räume einem 

ständigen Wandel unterworfen. Die Pluralisierung der Lebensstile, Individualisierung und demogra-

phischer Wandel, veränderte Mobilität und bauliche Verdichtung bringen veränderte Anforderungen 

an Qualität und Gestaltung der öffentlichen Freiräume mit sich. Nicht selten entstehen in den damit 

verbundenen Planungsprozessen schwer überbrückbare Gegensätze zwischen Betroffenheit der Bür-

ger und Expertise der Verwaltung. Diese Kluft zu überbrücken, ist Aufgabe und Herausforderung für 

das Fachamt. Aufbauend auf der langjährigen Erfahrung in projektorientierter Bürgerbeteiligungs-

praxis wird das Fachamt Management des öffentlichen Raumes aktiv an der Weiterentwicklung der 

Bürgerbeteiligung in Eimsbüttel mitwirken. 

12 Aktivitäten des Fachamtes „Sozialraummanagement“ 

 Bei der Schaffung der Fachämter Sozialraummanagement im Rahmen der Verwaltungsreform 

wurde diesen im „Aufgabenbereich Entwicklung des Sozialraums, fachübergreifende Koordinati-

on“ die Aufgabe „Planungen und Maßnahmen zur Beteiligung und Partizipation“ zugeordnet4. Im 

Fachamt Sozialraummanagement in Eimsbüttel (im Folgenden: FA SR) steht für die Aufgabenerle-

digung etwa eine Viertelstelle befristet zur Verfügung. In diesem Rahmen wird die Geschäftsfüh-

rung für das BEP-Leitprojekt zur „Beteiligung von Kindern und Jugendlichen bei Planungen und 

Vorhaben“ im Bezirk wahrgenommen. 

 Im Rahmen der Mitwirkung des Bezirksamtes am Bundesprojekt „Lernen vor Ort“ steht dem FA SR 

befristet eine Stelle zur Entwicklung eines Transferproduktes5 „Demokratiebildung“ zur Verfü-

gung. In diesem Rahmen wird die Geschäftsführung für den Qualitätszirkel Bürgerbeteiligung 

wahrgenommen. 

 Bei der Aufgabenwahrnehmung des FA SR im Rahmen der Mitwirkung des Bezirksamtes an der 

Integrierten Stadtteilentwicklung in besonderen Stadtteilentwicklungsquartieren in Hamburg ist 

„die Beteiligung, Aktivierung und Vernetzung der Öffentlichkeit, der Bürgerinnen und Bürger so-

wie der unterschiedlichen Akteure im Stadtteil das zentrale Prinzip“. „Den Menschen und Akteu-

ren in den Programmgebieten sollen Beteiligung und Aktivierung aktiv angeboten werden.“ Beab-

sichtigt ist dabei eine „Öffnung von Entscheidungsprozessen für eine stärkere Partizipation zivilge-

sellschaftlicher Akteure und Übertragung von Kompetenzen in die Stadtteile und auf ihre Akteu-

re“.6 In diesem Zusammenhang beauftragt, begleitet und überwacht das FA SR externe Gebiets-

entwickler in den Stadtteilentwicklungsquartieren des Bezirks. Nach Ende der Programmförde-

rung übernimmt das FA SR Aufgaben der Geschäftsführung für die Quartiersbeiräte. Die Quar-

tiersbeiräte werden möglichst in alle das Quartier betreffende Planungen und Maßnahmen einbe-

zogen. 
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 Bei der Erstellung von Sozialraumanalysen soll das FA SR „Bürgerinnen und Bürger, deren infor-

melle oder gesetzlich geregelten Interessenvertretungen sowie Träger und Gremien der jeweils 

betroffenen Räume … in geeigneter Weise“ einbeziehen7. Eine Verständigung über die „geeignete 

Art und Weise“ hat noch nicht stattgefunden. 

Im Sozialraum Burgwedel wurden während eines 6wöchigen Befragungszeitraums im Frühjahr 

2011 11750 Fragebögen über das Niendorfer Wochenblatt sowie Schulen und Jugendhilfeeinrich-

tungen an die Bevölkerung verteilt, mit denen Informationen über die Beurteilung der Wohnbe-

völkerung hinsichtlich Stärken und Schwächen des Sozialraums eingeholt werden sollten. 485 

rücklaufende Fragebögen konnten ausgewertet werden. 

 Die Medienpädagogin des FA SR unterstützt Einrichtungen der Jugendhilfe bei der Durchführung 

und Dokumentation von Beteiligungsprojekten mit Kindern und Jugendlichen. Ferner unterstützt 

sie den Jugendkulturrat bei der Wahrnehmung seiner Aufgaben hinsichtlich der Entscheidung 

über Anträge auf Förderung von Jugendkulturprojekten. 

 Die Fachplanerin des FA SR für die Seniorenarbeit im Bezirk unterstützt als Bindeglied zur Verwal-

tung den Seniorenbeirat bei der Wahrnehmung seiner Aufgaben als Interessenvertretung der Se-

nioren im Bezirk. 

13 Aktivitäten des Fachamtes „Jugend- und Familienhilfe“ 

Traditionell ist Beteiligung von Kindern und Jugendlichen in der Kinder- und Jugendarbeit seit Jahren 

fest verankert, nicht nur, weil es das Sozialgesetz so vorsieht. Vielmehr gehört Beteiligung zu einem 

demokratischen Prinzip, das es in der Kinder- und Jugendarbeit zu vermitteln und zu erleben gilt – es 

ist Teil des pädagogischen Auftrags. 

Die Beteiligung von Kindern und Jugendlichen an Planungen, die ihre Belange betreffen, ist seit 2011 

auch als ein bezirkliches Ziel für die Kinder- und Jugendarbeit festgeschrieben.   

Damit ist es eine verbindliche Vorgabe für alle kommunalen Einrichtungen und freien Träger der Kin-

der- und Jugendarbeit, wenigstens ein Angebot mit dem Ziel der Beteiligung durchzuführen. Beteili-

gung ist als Arbeitsprinzip in allen Einrichtungskonzepten verankert. Neben Projekten zur Programm-  

und Raumgestaltung führen zahlreiche Einrichtungen regelmäßige Vollversammlungen mit den Besu-

chern durch. 

Mehrfach wurden zu Belangen außerhalb des Einrichtungsalltags Befragungen durchgeführt, deren 

Ergebnisse dann mit den entsprechenden Stellen (bspw. Wohnungsunternehmen) kommuniziert 

worden sind.  

Aber das Thema birgt durchaus Herausforderungen. Es müssen Methoden entwickelt werden, wie 

Kinder und Jugendliche Beteiligung lernen können. Gerade für die Zielgruppen der Jugendhilfeein-

richtungen ist Beteiligung im Alltag nicht selbstverständlich. Die Aktivierung, die eigenen Interessen 

in die Hand zu nehmen, muss auf die jeweiligen Adressaten angepasst werden. Es muss gelernt wer-

den, wie man dabei zum Erfolg kommt, es muss aber auch verstanden werden, dass nicht jeder 

Schritt erfolgreich sein muss und dass man deshalb nicht aufhört, seine Interessen zu artikulieren.  

Einige Einrichtungen werden – dem Zeitgeist folgend – in 2012 dazu einen neuen Weg erproben: Es 

sollen über „facebook“ Befragungen durchgeführt werden. 
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14 Aktivitäten des Fachamtes „Interner Service“ 

Presse- und Öffentlichkeitsarbeit 

Die Presse- und Öffentlichkeitsabteilung ist die Kommunikationsschnittstelle zwischen Verwaltung 

und Politik auf der einen und Medien und Öffentlichkeit auf der anderen Seite. Die Kommunikation 

erfolgt grundsätzlich in beide Richtungen. Aufgabe ist es u.a., Informationen der Verwaltung aktiv zu 

platzieren und durch gezielte Nachsteuerung eine erhöhte Aufmerksamkeit zu erzielen.   

Proaktives Agieren durch frühzeitige Information der anzusprechenden bzw. betroffenen Bevölke-

rung hat hierbei maßgeblichen Einfluss auf Form und Intensität einer in der Regel reagierenden Bür-

gerbeteiligung. Der moderierte Bürgerbeteiligungsprozess Universitätsentwicklung ist hierfür positiv 

beispielhaft. Aus der Bevölkerung thematisch selbst initiierte Bürgerbeteiligung und Prozesse stellen 

bis dato die absolute Ausnahme dar. 

Bezirksabstimmungsleitung 

Die Bezirksabstimmungsleitung leitet Initiativen und Bezirksversammlung durch das formelle Verfah-

ren. Sie weist auf gesetzliche Grenzen und Wirkungsgrade von Bürgerbegehren hin, bietet aber auch 

Hilfestellungen zur erfolgreichen Durchführung.  

Dies ist nicht nur aufgrund der gesetzlichen Beratungspflicht geboten. Die geforderten Beteiligungs-

formen der Bürgerinitiativen gestalten sich in Abhängigkeit von Thematik und Akteuren sehr unter-

schiedlich. Die Initiativen eint aber die Emotionalität und das Gefühl, nicht gehört oder wahrgenom-

men zu werden. Hier bedarf es insbesondere bei stadtplanerischen und verkehrsbaulichen Maßnah-

men einer früheren Einbeziehung Betroffener weit über das gesetzlich Gebotene hinaus. Der Bürger 

akzeptiert Verwaltung und Politik im Hinblick auf Veränderungen des persönlichen Lebensumfeldes 

nicht (mehr) als Obrigkeitsorgan, sondern formuliert Beteiligungsansprüche. Mit dem Instrument des 

Bürgerbegehrens steht ihm ein Durchsetzungswerkzeug zur Verfügung.  

Ausblick 

Verstärkte Bürgerbeteiligung heißt auch verstärkte Informationsbeteiligung. Öffentlichkeitsarbeit von 

Verwaltung ist dabei stärker als Öffentlichkeitsarbeit anderer Akteure an die Maßstäbe Verbindlich-

keit, Verlässlichkeit, Sachlichkeit und nicht zuletzt Rechtssicherheit gebunden. Auf der Festigung die-

ser Standards muss das Hauptaugenmerk der Öffentlichkeitsarbeit bei einer Intensivierung der In-

formationsbeteiligung liegen. 

Die neue Gesetzgebung zu Bürgerbegehren soll u.a. das gegenseitige Misstrauen zwischen Initiativen 

und Politik und Verwaltung auflösen. Dazu hat der Gesetzgeber Regelungen zur Verfahrensklarheit 

und zur Schärfung der Rollenverteilung der einzelnen am Verfahren beteiligten Akteure erlassen.  

Aufgabe der Bezirksabstimmungsleitung wird es sein, gemeinsam mit den an Bürgerbegehren betei-

ligten Initiativen und der Bezirksversammlung die künftigen Verfahren auszuwerten und ggf. not-

wendige Änderungsprozesse zu initiieren. 
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15 Kinder- und Jugendbeteiligung 

Mit der Reform des Bezirksverwaltungsgesetzes 2006 wurde der §33 in das BezVG eingefügt:  

„Das Bezirksamt muss bei Planungen und Vorhaben, die die Interessen von Kindern und Jugendlichen 

berühren, diese in angemessener Weise beteiligen. Hierzu entwickelt das Bezirksamt geeignete Ver-

fahren.“  

Um diese Vorgabe im Verwaltungsalltag zu verankern, wurde 2008 das BEP-Leitprojekt zu §33 BezVG 

ins Leben gerufen. Eine fachamtsübergreifende Arbeitsgruppe recherchierte zunächst über beste-

hende Systeme der kommunalen Kinder- und Jugendbeteiligung und erprobte die Umsetzung in 

mehreren Modellprojekten (siehe unten). Aus den daraus gewonnenen Erkenntnissen wurde eine 

Vereinbarung entwickelt, die nach konstruktiver Diskussion mit der Politik im Juli 2011 zwischen Be-

zirksverwaltung und Bezirksversammlung getroffen wurde. Zentrale Bestandteile dieses Schriftstü-

ckes sind u.a. Regelungen für die Entscheidungswege, ein Berichtswesen und die Fortbildung der 

Verwaltungsmitarbeiter. Außerdem wurde die AG temporär um je ein Fraktionsmitglied der Bezirks-

verwaltung erweitert, um gemeinsam ein Eckpunktepapier zur Qualitätssicherung der Planungsbetei-

ligung von Kindern und Jugendlichen in Eimsbüttel zu entwickeln. Dieses im Dezember 2011 von der 

Bezirksversammlung beschlossene Papier beschreibt u.a. die Qualitätsstandards, an denen die Betei-

ligung sich orientieren wird und konkretisiert entlang dieser Richtlinien die Aufträge aus der Verein-

barung. Im daraus folgenden Schritt organisiert die – jetzt wieder auf Verwaltungsmitarbeiter be-

grenzte – AG in 2012 die Umsetzung dieser Vorgaben, wie z.B. die einheitliche Definition von Begrif-

fen, die regelmäßige Berichterstattung an die Politik und die Finanzplanung.  

Gleichzeitig haben die Mitglieder der AG die Erkenntnisse und Beschlüsse in ihre jeweiligen Fachäm-

ter transportiert, was zu strukturellen und projektbezogenen Umsetzungs- und auch Erweiterungs-

maßnahmen der Beteiligung von Kindern und Jugendlichen im Planungsprozess der jeweiligen Fach-

ämter geführt hat.  

Modellprojekte: 

So führte beispielsweise das Fachamt für Stadt- und Landschaftsplanung in 2011 ein Beteiligungspro-

jekt mit Kindern und Jugendlichen für ein Freiraumkonzept durch und im Bebauungsplanverfahren 

wurde festgelegt, dass die Einbeziehung von Kindern und Jugendlichen regelhaft geprüft wird.  

Das Jugendamt hat die Kinder- und Jugendbeteiligung in die bezirklichen Ziele der offenen Kinder– 

und Jugendarbeit aufgenommen, wodurch alle kommunalen Einrichtungen und freien Träger min-

destens ein entsprechendes Angebot durchführen müssen – eine Vorgabe, die zumeist deutlich über-

troffen wird. Außerdem ist Beteiligung als Arbeitsprinzip in allen Einrichtungskonzepten verankert.  

Bei der Planung von Spielplätzen, Bolzplätzen und Skateanlagen beteiligt das Fachamt Management 

des öffentlichen Raumes seit etwa 15 Jahren Kinder- und Jugendliche und erweiterte im vergangenen 

Jahr noch das Methodenspektrum zur gezielteren Ansprache von Jugendlichen. Es wird über eine 

stärkere Einbindung von Kindern und Jugendlichen auch im Rahmen größerer Renaturierungs-

maßnahmen nachgedacht.  

Aufgrund der abstrakten Thematik wurden im Gesundheitsamt bisher keine Beteiligungsaktionen für 

Kinder und Jugendliche durchgeführt, überlegt wird aber eine stärkere Einbindung in die lokale 

Gesundheitsplanung, soweit dies auf konkrete Einzelmaßnahmen begrenzt und innerhalb eines kind-

gerechten Zeithorizonts umgesetzt werden kann. 
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Das Fachamt Sozialraummanagement hat die Federführung der AG zu §33 BezVG und organisierte im 

vergangenen Jahr ein Beteiligungsprojekt zum Neubau einer Skateanlage. Seit längerer Zeit unter-

stützt es außerdem den Jugendkulturrat, in dem Jugendliche selbständig über die Förderung von 

Jugendkulturprojekten im Bezirk entscheiden.  

Mit diesen Maßnahmen sollen also die verwaltungsinternen Abläufe strukturell verändert werden, 

um den Ansprüchen des §33 BezVG gerecht zu werden.  

Parallel dazu organisiert die NaSchEi-Agentur (Agentur für Nachbarschaft und Schule der BSB und des 

Bezirksamtes Eimsbüttel) seit 2010 im Auftrag der Bezirksversammlung den Aufbau einer Beteili-

gungskultur, die an den Wünschen und Ideen der Kinder und Jugendlichen ansetzt. Begonnen mit 

den Tingeltouren wurden rund 1500 Klassensprecherinnen und Klassensprecher im Bezirk nach ihren 

Ideen und Vorstellungen zu einer solchen Beteiligungskultur gefragt.  

Daraus entstand das Beteiligungsprojekt „Partizipia“, das auf ein Empowerment der Kinder und Ju-

gendlichen abzielt, damit diese die Möglichkeiten des §33 BezVG nutzen und weiterentwickeln kön-

nen. Eine Kerngruppe aus engagierten Jugendlichen nahm zunächst an einer Betzavta-Schulung zur 

Förderung des Demokratieverständnisses teil und erarbeitete ein Konzept zur Beteiligung von Kin-

dern und Jugendlichen im Bezirk. In mehreren Aushandlungskonferenzen entwickelten die jungen 

Menschen ihre Ideen gemeinsam mit Politik und Verwaltung und auf vier Jugendforen mit jeweils bis 

zu 200 Schülerinnen und Schülern wurde die Meinung weiterer Kinder und Jugendlichen des Bezirks 

zu den Vorschlägen eingeholt. Zudem wurde auf Fachtreffen mit Vertreter(inne)n anderer kommuna-

ler Jugendbeteiligungsstrukturen das eigene Konzept diskutiert und überprüft.  

Die Ergebnisse des Partizipia-Prozesses wurden im Dezember 2011 in der Bezirksversammlung vorge-

legt, werden seit Anfang des Jahres mit den Fraktionen und Ausschüssen diskutiert und sollen im 

März 2012 in der Bezirksversammlung beschlossen werden.  

Handlungsbedarf: Um die Beteiligung von Kindern und Jugendlichen bei Planungsprozessen, die ihre 

Interessen berühren, fest zu verankern, bedarf es langfristig einer Bewusstseinsänderung: Alle Betei-

ligten, also Verwaltung, Politik und auch die Kinder und Jugendlichen selbst, müssen es als selbstver-

ständlich erachten, dass junge Menschen ihre Wünsche und Bedürfnisse äußern können und in die 

Entscheidungsprozesse zur Umsetzung dieser Anliegen einbezogen werden. Im Bezirk Eimsbüttel 

wird mit der AG zu §33 BezVG und dem Partizipia-Prozess derzeit von verschiedenen Seiten versucht, 

dieses Bewusstsein und die notwendigen Strukturen herzustellen. Die geplanten Schritte müssen 

deshalb bei regelmäßiger Reflexion hinsichtlich ihrer Aktualität und Konstruktivität umgesetzt und 

weiterentwickelt werden, wofür es der im Ressourcenplan der AG zu §33 BezVG zusammengefassten 

Mittel bedarf. 
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16 Zusammenfassung und Ausblick 

Durch eine intensive dezernats- und fachamtsübergreifende Zusammenarbeit konnte die Ausgangs-

lage für eine systematische Weiterentwicklung der Bürgerbeteiligung in Eimsbüttel beschrieben wer-

den. Die Situationsanalyse, die sich auf das Kalenderjahr 2011 bezieht, ist gemeinsam erarbeitet 

worden von den Fachämtern: 

 Bauprüfung 

 Interner Service 

 Jugend- und Familienhilfe 

 Management des öffentlichen Raumes 

 Stadt- und Landschaftsplanung 

 Sozialraummanagement (Geschäftsführung „Qualitätszirkel Bürgerbeteiligung“). 

Die offene Auseinandersetzung mit den bisherigen Beteiligungsaktivitäten, den bereits erzielten Er-

folgen, aber auch den noch zu bewältigenden Herausforderungen spiegelt den gemeinsamen Willen 

wieder, die Qualität der Bürgerbeteiligung zu steigern und dabei auch neue Wege zu beschreiten. 

Ausgehend von der Feststellung, dass es keine allgemeingültigen Patentlösungen gibt, sondern in 

Eimsbüttel entwickelt werden muss, was dem Bezirk wirklich weiterhelfen kann (Kapitel 1), sind die 

Rahmenbedingungen der Bürgerbeteiligung im Jahr 2011 in den Blick genommen worden (Kapitel 2): 

Deutlich höhere Erwartungen an die Qualität und die Effekte der Bürgerbeteiligung gehen mit der 

politischen Bereitschaft einher, diesen Erwartungen entgegenzukommen, während sich zugleich an 

den Grenzen der Bürgerbeteiligung nichts geändert hat. Sie muss aus verfassungsrechtlichen Grün-

den in der Regel auf eine Mitwirkung (im Kontrast zur Mitbestimmung) begrenzt bleiben, solange 

nicht die Grenze zur „Volksgesetzgebung“ in Form von Bürgerentscheiden überschritten wird. 

Als eine der größten Herausforderungen für alle Fachämter ist die Reichweite und Repräsentativität 

von Beteiligungsprozessen identifiziert worden (Kapitel 3). Es sind methodische Innovationen erfor-

derlich, um tatsächlich die Sichtweise der Bevölkerung in ihrer Breite und Vielfalt erfassen zu können 

und nicht nur die Wünsche und Bedürfnisse der Menschen, die ohnehin interessiert, aktiv und kom-

munikationsstark sind.  

Missverständnisse sind sowohl seitens der Verwaltung als auch der Bevölkerung auszumachen (Kapi-

tel 4): Die Durchsetzung von Partikularinteressen kann nicht per se mit „guter“ Bürgerbeteiligung 

gleichgesetzt werden. Die Frage der Gemeinwohlorientierung stellt sich auch beim Handeln der Ak-

tivbürgerinnen und -bürger. Seitens der Verwaltung entbindet die gesetzeskonforme Umsetzung von 

Beteiligung nicht von der Frage, ob damit die Perspektive der Bevölkerung in hinreichender Breite 

erfasst werden konnte. Bezüglich der Kommunikation zwischen Bevölkerung, Politik und Verwaltung 

ist festzuhalten, dass es an einem gemeinsamen Begriffsverständnis mangelt, mit dem das Ausmaß 

der jeweils möglichen oder erwünschten Beteiligung trennscharf beschrieben werden kann. 

Die Rechtsgrundlagen der Bürgerbeteiligung (Kapitel 5) sind überschaubar, für die Verwaltung bin-

dend, zugleich aber nicht unbedingt der erforderlichen Weiterentwicklung von Verfahren dienlich. 

Solange der Gesetzgeber noch nicht die Rahmenbedingungen für eine ausgeprägte Beteiligungskultur 

geschaffen hat, müssen Wege beschritten werden, die sowohl rechtskonform als auch einer höheren 

Qualität und Quantität der Verfahren zuträglich sind.      

Bislang ist keine Zielpriorisierung erfolgt, die sich in einem Eimsbütteler Leitbild der Bürgerbeteili-

gung oder in entsprechenden Grundsätzen abbildet (Kapitel 6). Die vielfältigen Beteiligungsaktivitä-
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ten der Fachämter sind somit noch nicht durch einen roten Faden verbunden, der dazu beiträgt, dass 

an einem Strang gezogen wird. 

Die Bereitschaft der Bezirksverwaltung, häufiger, umfangreicher und methodisch vielfältiger zu betei-

ligen, wird vom Umfang der zur Verfügung stehenden Ressourcen erheblich eingeschränkt (Kapi-

tel 7). Die Ressourcenausstattung muss dem in Bevölkerung und Politik wahrnehmbaren Wunsch 

nach einem stärkeren Ausmaß und nach einer höheren Qualität der Bürgerbeteiligung angepasst 

werden. 

Um dem Anspruch einer zeitgemäßen Beteiligungskultur entsprechen zu können, wird es auch als 

erforderlich angesehen, der Bezirksverwaltung durch Fortbildungen (möglichst mit integrierten Pra-

xisprojekten sowie Coaching) die Möglichkeit zu eröffnen, das für die Bürgerbeteiligung erforderliche 

Fachwissen auszubauen (Kapitel 8).  

In den Analysen der einzelnen Fachämter (Kapitel 9 – 14) sowie zur Querschnittsaufgabe der Kinder- 

und Jugendbeteiligung (Kapitel 15) wird deutlich, dass das Bezirksamt Eimsbüttel bereits in 2011 

umfangreiche und vielfältige Aktivitäten der Bürgerbeteiligung entfaltet hat. Es zeigen sich die Stär-

ken und Erfolge in der jeweiligen Zuständigkeit, aber auch die Herausforderungen, die erkannt wor-

den sind und in Angriff genommen werden sollen. Neben einigen spezifischen Fragestellungen, die 

im einzelnen Fachamt zu beantworten sind, lassen sich folgende übergreifende Herausforderungen 

erkennen: 

 Etablierung eines gemeinsamen Begriffsverständnisses 

 Zielpriorisierung / Leitbildentwicklung („Grundsätze der Bürgerbeteiligung in Eimsbüttel“)  

 Erschließung zusätzlicher Ressourcen 

 Durchführung von Fortbildungsveranstaltungen 

 Weiterentwicklung von Beteiligungsverfahren / methodische Innovationen. 

Aus diesen fünf Handlungsfeldern ergeben sich die Schwerpunkte der weiteren Arbeit des „Qualitäts-

zirkel Bürgerbeteiligung“. Von entscheidendem Einfluss auf diese Arbeit werden auch die Ergebnisse 

des am 01.06.2012 stattfindenden BEP-Workshops sein, zu dem alle aktiven Eimsbütteler Bürgeriniti-

ativen eingeladen sind.  

 

 

 

                                                           
1
 N. Luhmann: Die Zukunft der Demokratie, in: Der Traum der Vernunft. Vom Elend der Aufklärung, AKADEMIE 

DER KÜNSTE BERLIN (Hrsg.), Darmstadt 1986, S. 207. 
2
 vgl. J. Detjen: Die Demokratiekompetenz der Bürger. Herausforderung für die politische Bildung", in: AUS POLI-

TIK UND ZEITGESCHICHTE, B25/2000, S. 19. 
3
 A. VETTER: Lokale Bürgerbeteiligung: Ein wichtiges Thema mit offenen Fragen, in: Erfolgsbedingungen lokaler 

Bürgerbeteiligung, Angelika Vetter (Hrsg.), Wiesbaden 2008, S. 17.  
4
 Feinkonzeption für die „Sozialen Dienstleistungszentren“ und das „Fachamt Sozialraummanagement“ in den 

Bezirksämtern der Freien und Hansestadt Hamburg (13.02.2007) 
5
 Entwicklung modellhafter Vorgehensweisen, die auf andere Regionen in Hamburg und bundesweit übertra-

gen werden können. Unterstützung anderer Bezirke bei der Übertragung in Hamburg. 
6
 Bürgerschaftsdrs. 19/3652 

7
 Leitlinie Integrierte Sozialplanung in den Bezirken 



 

 

 
 
 
 
Kurz-Porträts Eimsbütteler Bürgerinitiativen zu ih-
ren Zielsetzungen sowie zu ihren Erfahrungen mit 
der Bezirkspolitik und -verwaltung 
 

 



  

 

 
 

 
           
 

 

  
            
 

 
Bürgerinitiativen in Eimsbüttel – Kurz-Portrait für die Veranstaltung: 

 
Gemeinsam für ein lebenswertes Eimsbüttel  

Bürgerinitiativen, Politik und Verwaltung im Dialog 
 
 
Name der Bürger-
initiative: B-Plan 58, Lokstedt 
Kontaktperson: M. Wiecha, Jägerlauf 10, 22529 Hamburg 

Ziele:  • Lärmreduzierung 
• Verkehrsberuhigung der Wohnstraßen 
• Anwohnerparkausweise wg. Nedderfeld  
•   

•  

 positive Erfahrungen negative Erfahrungen 

Erfahrungen mit 
der Bezirkspolitik 
bei der Vertretung 
eigener Interessen 

• Nur eine Partei 
hat für uns in 
der Bezirksver-
sammlung 
ernsthaft ge-
sprochen. 

•   

•   

•   

•  

•  z. T. Politik 
nicht ge-
sprächsbereit, 
vorgefasste 
Meinung 

• nicht offen für 
die Klagen der 
Bürger  

•   

•   

•  

Erfahrungen mit 
der Bezirksverwal-
tung bei der Ver-
tretung eigener 
Interessen 

• Antworten auf 
Mails 

• Anregungen     
z. T. in B-Plan 
übernommen 

•  

•   

•  

• vorgefasste 
Meinungen 

• anfangs kein 
„offenes Ohr“  

•   

•   

•  

 



Bürgerinitiativen in Eimsbüttel - Kurz-Portrait für die Veranstaltung: 
Gemeinsam für ein lebenswertes Eirnsbüttel 

Bürgerinitiativen, Politik und Verwaltung im Dialog 
 

 
 
 
Name der. Bürger-initiative:  

Bürgerkomitee Stellingen. 
 
Kontaktperson:   
Cornelia Mertens c/o Die Brücke e.V., Wördemanns Weg 23a, 22527 Hamburg, c.mertens @ 
freenet.de 
 
Ziele:  
Das Bürgerkomitee Stellingen arbeitet mit Ortspolitikern aller Fraktionen sowie mehreren 
Bürgerinitiativen, Vereinen und Interessengemeinschaften zusammen und wendet sich an alle 
interessierten Bürgerinnen und Bürger. 
 
Ziel des Bürgerkomitees ist es, die Probleme im Stadtteil Stellingen in der Öffentlichkeit 
bekannter zu machen. Die BürgerInnen sollen informiert werden, ihre Interessen artikulieren 
und wirkungsvoll in die politischen und verwaltungsbezogenen Planungsprozesse einbringen. 
 
Unsere Ziele sind: 
1. Wir wollen den Autobahn-Deckel in Stellingen 
2. Wir wollen, dass beim Ausbau der A7 in Stellingen maximal 8 Fahrstreifen gebaut werden. 
3. Wir wollen eine „Ortsumgehung Stellingen“ 
4. Wir wollen, dass die Stellinger Auffahrt Richtung Norden von der rechten auf die linke 
Seite der Kieler Straße verlegt wird 
5. Wir wollen Wirkungsvollen Lärmschutz während der A7-Bauphase und danach 
6. Wir wollen keine 4-jährige Sperrung der Autobahnbrücke Wördemanns Weg für den 
Autoverkehr 
7. Keine Schließung des Kundenzentrums Stellingen 
 
 
Erfahrungen mit der Bezirkspolitik bei der Vertretung eigener Interessen? 
 
positive Erfahrungen:  
Alle Parteien vor Ort vertreten, Bürgerschaftabgeordnete häufig zu Gast. 
 
negative Erfahrungen:  
Wenig Einfluss der Bezirkspolitik auf die Planungen 
 
Erfahrungen mit der Bezirksverwaltung bei der Vertretung eigener Interessen? 
 
positive Erfahrungen:  
Bezirksamtsleiter zwei Mal kompetent vor Ort, Planungsbehörde war häufig zu Gast und hat 
umfänglich informiert 
 
negative Erfahrungen:  
Schließung des Kundenzentrums Stellingen, geplante Verzögerung des Deckelbaus 



  
 
 

 
 

 
           
 

 

  
            
 

Bürgerinitiativen in Eimsbüttel – Kurz-Portrait für die Veranstaltung: 
 

Gemeinsam für ein lebenswertes Eimsbüttel  
Bürgerinitiativen, Politik und Verwaltung im Dialog 

 
 
Name der 
Bürgerinitiative: Bürgerinitiative Emil-Andresen-Straße 
Kontaktperson: Marie-Luise Zachariae 

Ziele:  • Erhalt der Bäume in der Emil-Andresen-
Straße 

• Erhalt des Charakters der Straße mit den 
alten Bäumen und grasbewachsenen 
Gräben 

• verkehrsberuhigte Straße bei Tempo 30 
 

 positive Erfahrungen negative Erfahrungen 

Erfahrungen mit 
der Bezirkspolitik 
bei der Vertretung 
eigener Interessen 

• Unterstützung durch 
Herrn Böwer und 
Herrn Schemmel von 
der SPD 

•   

•   

•   

•  

• grundsätzliche 
Ablehnung von 
Bürgerinitiativen  

• keine Unterstützung 
von der GAL 

• Verbreitung von 
Falschinformationen 
an die Anwohner 

•   

Erfahrungen mit 
der 
Bezirksverwaltung 
bei der Vertretung 
eigener Interessen 

• Aufgeschlossenheit 
im 
Straßenmanagement 
(Frau Schrödter) 

• im Baudezernat (Herr 
Buff) 

• beim Bürgerbegehren 
(Herr Glunz) 

•   

• grundsätzliche 
Ablehnung von 
Bezirksamtsleiter 
Herrn Mantell  

• strikte Ablehnung 
durch einen 
Mitarbeiter1 der 
Abteilung Stadtgrün 

•   
 
 
                                                
1 Im handschriftlich ausgefüllten Fragebogen, der dem Bezirksamt übermittelt worden ist, war ein konkreter 
Mitarbeiter benannt. Wir bitten um Verständnis dafür, dass trotz der Offenheit des Bezirksamtes für Kritik 
einzelne Mitarbeiter in der Öffentlichkeit nicht benannt werden sollten. Letztlich trägt immer die 
Bezirksamtsleitung die Verantwortung. Dem namentlichen Hinweis wird allerdings intern nachgegangen. 





Name Bürgerinitiative Interessengemeinschaft Imbekstieg  
- ungerade Hausnummern – kurz:   BIGI 

Kontakt Chris Brylla, Thomas Keppler (Sprecher) 

www.bigi-online.de 

Ziele Menschenwürdige Konditionen beim Bau des A7 Deckels in 
Stellingen, Erhalt der Gesundheit der Anwohner 

Werterhalt der Immobilien 

Minimierung der Verluste wegen Zwangsenteignung 
Faire Behandlung bei der Planung und Entschädigung 

 Positive Erfahrungen Negative Erfahrungen 

Erfahrungen 
mit der Be-
zirkspolitik 

Unterstützung durch den 
StaPlaAusschuss (CDU) seit 
langem 
Unterstützung durch Bezirks-
politiker eher wenig 

Anfragen durch GAL und 
FDP in der Bürgerschaft seit 
Januar 2012 

Regierung lässt uns voll-
kommen hängen und redet 
der DEGES / dem Bund nach 
dem Mund. Abwälzen der 
Entscheidungen an den 
Bund. 
Wenig Engagement der ver-
kehrspolitischen Sprecher 
einzugreifen. Z. T. völlige 
Ahnungslosigkeit und Un-
kenntnis des Projektes. 

Erfahrungen 
mit der Be-
zirksverwal-
tung 

Bemühungen des Rechtsam-
tes / Planfeststellungsbehör-
de zu vermitteln 

Beginn der Planung mit 
LSBG war kooperativ und 
lösungsorientiert. Wurde lei-
der durch Amt V und DEGES 
abgelöst. 

BSU plant Deckelnutzung 
ohne Bürgerbeteiligung, nur 
nach Plänen des Architekten 

Amt V ist unkooperativ, unfä-
hig und verweigert Kommu-
nikation. 

Schreiben an den Senator 
„gehen verloren“, werden 
völlig ignoriert (insb. GAL-
Zeit), oder aufschiebend be-
antwortet. 

Enteignung wird zwangswei-
se und gegen unsere Komp-
romissvorschläge betrieben. 

Ständige Verschleppung der 
Planung hat bereits zu mas-
siven finanziellen Verlusten 
und Krankheiten bei den Be-
troffenen geführt. 

 



Bürgerinitiativen in Eimsbüttel � Kurz-Portrait für die Veranstaltung:  
  
Gemeinsam für ein lebenswertes Eimsbüttel   
Bürgerinitiativen, Politik und Verwaltung im Dialog  
   
Name der Bürgerinitiative:   

ISEBEK-INITIATIVE für den Erhalt des Grünzuges am Isebekkanal 
im Verbund mit der Projektgruppe Stadtnatur 
www.isebek-initiative.de, isebek@arcor.de  
 

Kontaktperson:  
Dr. Harald Duchrow, Lindenallee 46, 20259 Hamburg, Tel. 43188370 
 

Ziele:   
• Erhaltung und naturnahe Gestaltung des Grünzuges am Isebekkanal zwischen Weidenstieg 

und Hoheluftbrücke, und seine Ausweisung als Öffentliche Grün- und Erholungsanlage unter 
dem Namen ISEBEK-PARK [1] 

• Unterschutzstellung der ökologisch wertvollen Ufergehölze sowie des Isebekkanals zwischen 
Weidenstieg und Hoheluftbrücke als GESCHÜTZTER LANDSCHAFTSBESTANDTEIL gemäß 
§ 29 Bundesnaturschutzgesetz [2] 

• Nichtbebauung des Bereichs zwischen U-Bahnhof Hoheluftbrücke und Isebekkanal 
entsprechend den Erfordernissen des Denkmalschutzes [3] und zum Erhalt des 
Biotopverbunds zwischen Isebek-Grünzug und südlich anschließenden Grünkorridoren [1] 

• Beachtung und Umsetzung der Naturschutzgesetze, des Hamburgischen 
Landschaftsprogramms, einschließlich des Arten- und Biotopschutzprogramms, sowie der 
EU-Wasserrahmenrichtlinien im Bezirk Eimsbüttel und in anderen Bezirken [4] 

• Direktdemokratische Durchsetzung von Zielen des Gemeinwohls gegenüber den von 
Bezirkspolitikern und Bezirksverwaltung vertretenen Partikularinteressen und 
Fehlbewertungen [1] 

 
Erfahrungen mit der Bezirkspolitik bei der Vertretung eigener Interessen: 

• Mangelnde Bereitschaft zur Diskussion mit kritischen Bürgern "auf Augenhöhe" [5] 
• Obrigkeitsstaatliche Handhabung der Bürger"frage"stunde in Bezirksversammlung und 

Ortausschüssen bei signifikanter Ungleichbehandlung der Beteiligten.  
Nichtzulassung der Bürgerbeteiligung in Fachausschüssen der Bezirksversammlung. 

• Vorgetäuschte Zustimmung zu einem Bürgerbegehren (Scheinübernahme) bei 
anschließender Nichtumsetzung oder Aufhebung der gefassten Beschlüsse [6] 

• Einsatz von Mitteln der Täuschung bei der Selbstdarstellung in einem Bürgerentscheid [7] 
• Mangelnde Berücksichtigung des Gemeinwohls in der praktischen Bezirkspolitik. 

 
Erfahrungen mit der Bezirksverwaltung bei der Vertretung eigener Interessen: 

• Mangelnde oder auch wahrheitswidrige Information der Bürger und überfallartige 
Durchsetzung geheim vorbereiteter Maßnahmen [12] unter rücksichtsloser Ausnutzung der 
eigenen informationellen und juristischen Übermacht [10] 

• Parteiliche Behinderung von Bürgerbegehren und Bürgerentscheiden [8] [9]  
• Rechtswidrige Aushebelung eines mit großer Abstimmungsmehrheit gefassten 

Bürgerentscheids [10] 
• Mangelnde oder fehlende Beachtung und Umsetzung der Naturschutzgesetze, des 

Hamburgischen Landschaftsprogramms, einschließlich des Arten- und 
Biotopschutzprogramms [11], sowie der Erfordernisse des Denkmalschutzes [3] 

• Fehler- und lückenhafte Information der Bezirksversammlung und ihrer Ausschüsse [12] 

http://www.isebek-initiative.de/
mailto:isebek@arcor.de


Zitierte Quellen: 
 

1. EIMSBÜTTLER APPELL zum Bürgerentscheid "Für die Respektierung des Bürgerwillens in 
Eimsbüttel!"  
http://www.isebek-initiative.de/archives/16-Eimsbuettler-Appell.html  

2. Naturschutz in der Stadt: das Isebek-Modell 
http://www.isebek-initiative.de/archives/27-Stadtnaturschutz-am-Isebek.html  

3. Konzept der Isebek-Initiative für ein KULTURSCHUTZGEBIET "Klinkertürme am Isebek" 
http://www.isebek-initiative.de/uploads/bz/KULTURSCHUTZGEBIET-Klinkertuerme-am-Isebek.pdf 

4. HAMBURGER MANIFEST der Projektgruppe Stadtnatur 
http://www.isebek-initiative.de/archives/24-Hamburger-Manifest-der-Projektgruppe-Stadtnatur.html 

5. Protokoll-Auszug der Hauptausschuss-Sitzung vom 17.7.2008 zu TOP 2.4:  
Bürgerinitiative Michaeliskrankenhaus 
http://www.isebek-initiative.de/uploads/dokumente/background/HA_080717_TOP2-4_BI-
MichaelisKrhs_ProtAusz.pdf  

6. Brief der Vertrauensleute des Bürgerbegehrens "Hände weg vom Isebek!" vom 18.10.2009 an den 
Bezirksamtsleiter und an den Vorsitzenden der Bezirksversammlung Eimsbüttel: Anfechtung der 
formalen Zustimmung des Hauptausschusses vom 13.8.2009 zu dem Bürgerbegehren 
http://www.isebek-initiative.de/uploads/dokumente/background/VertrauensleuteHwvI_091018_Brief-
an-Bezirk_oU_mQ.pdf 

7. FÄLSCHEN ALS MITTEL DER POLITIK IM BEZIRK EIMSBÜTTEL oder: Wie die 
Bezirksversammlung die Eimsbüttler beim ersten Bürgerentscheid zu täuschen versucht 
http://www.isebek-initiative.de/archives/17-Fake-Factory-Eimsbuettel.html 

8. Auszüge aus der Eilentscheidung des Hamburgischen Oberverwaltungsgerichtes vom 10. Juni 2009 
(Aktenzeichen 2 Bs 71/09 │ 13 E 787/09) gegen das Bezirksamt und die Bezirksversammlung 
Eimsbüttel auf Unterlassung von Maßnahmen, die der Durchführung eines Bürgerentscheids 
zuwiderlaufen 
http://www.isebek-initiative.de/uploads/dokumente/background/OVG-HH_090610_2Bs71-09_13E787-
09_Auszuege.pdf  

9. Bürgerentscheid "Für die Respektierung des Bürgerwillens in Eimsbüttel!": Bezirksamt lässt 
Chancengleichheit nicht zu 
http://www.isebek-initiative.de/archives/13-ORDRE-DE-MUFTI-im-Bezirk-Eimsbuettel.html  

10. Wenn Demokratie zur Farce wird: Was ist ein Bürgerentscheid in Hamburg wert? 
http://www.isebek-initiative.de/archives/25-Demokratie-als-Farce.html  

11. Stellungnahme zu dem Bebauungsplan Hoheluft-West 13 / Harvestehude 12 in der Fassung der 
erneuten Auslegung vom April 2008 
http://www.isebek-
initiative.de/uploads/dokumente/InterneSchriften/080526_Stellungnahme_Bebauungsplan_Hoheluft.p
df  

12. Schreiben der Isebek-Initiative vom 14.8.2008 an das Bezirksamt und an die Bezirksversammlung 
Eimsbüttel betreffend die Isebek-Resolution der Initiative und die geplanten Abholzungen zwischen 
Bundesstraße und Weidenstieg 
http://www.isebek-
initiative.de/uploads/dokumente/InterneSchriften/080814_Brief_IsebekInitiative_an_Bezirk.pdf  

http://www.isebek-initiative.de/archives/16-Eimsbuettler-Appell.html
http://www.isebek-initiative.de/archives/27-Stadtnaturschutz-am-Isebek.html
http://www.isebek-initiative.de/uploads/bz/KULTURSCHUTZGEBIET-Klinkertuerme-am-Isebek.pdf
http://www.isebek-initiative.de/archives/24-Hamburger-Manifest-der-Projektgruppe-Stadtnatur.html
http://www.isebek-initiative.de/uploads/dokumente/background/HA_080717_TOP2-4_BI-MichaelisKrhs_ProtAusz.pdf
http://www.isebek-initiative.de/uploads/dokumente/background/HA_080717_TOP2-4_BI-MichaelisKrhs_ProtAusz.pdf
http://www.isebek-initiative.de/uploads/dokumente/background/VertrauensleuteHwvI_091018_Brief-an-Bezirk_oU_mQ.pdf
http://www.isebek-initiative.de/uploads/dokumente/background/VertrauensleuteHwvI_091018_Brief-an-Bezirk_oU_mQ.pdf
http://www.isebek-initiative.de/archives/17-Fake-Factory-Eimsbuettel.html
http://www.isebek-initiative.de/uploads/dokumente/background/OVG-HH_090610_2Bs71-09_13E787-09_Auszuege.pdf
http://www.isebek-initiative.de/uploads/dokumente/background/OVG-HH_090610_2Bs71-09_13E787-09_Auszuege.pdf
http://www.isebek-initiative.de/archives/13-ORDRE-DE-MUFTI-im-Bezirk-Eimsbuettel.html
http://www.isebek-initiative.de/archives/25-Demokratie-als-Farce.html
http://www.isebek-initiative.de/uploads/dokumente/InterneSchriften/080526_Stellungnahme_Bebauungsplan_Hoheluft.pdf
http://www.isebek-initiative.de/uploads/dokumente/InterneSchriften/080526_Stellungnahme_Bebauungsplan_Hoheluft.pdf
http://www.isebek-initiative.de/uploads/dokumente/InterneSchriften/080526_Stellungnahme_Bebauungsplan_Hoheluft.pdf
http://www.isebek-initiative.de/uploads/dokumente/InterneSchriften/080814_Brief_IsebekInitiative_an_Bezirk.pdf
http://www.isebek-initiative.de/uploads/dokumente/InterneSchriften/080814_Brief_IsebekInitiative_an_Bezirk.pdf


  
 
 

 
 

 
           
 

 

  
            
 

Bürgerinitiativen in Eimsbüttel – Kurz-Portrait für die Veranstaltung: 
 

Gemeinsam für ein lebenswertes Eimsbüttel  
Bürgerinitiativen, Politik und Verwaltung im Dialog 

 
 
Name der 
Bürgerinitiative: Kein Lokstedt 62 
Kontaktperson: Christine Dorow, Carsten Fastenrath, Volker Baumann  

Ziele:  • Altlastenentsorgung vor Baubeginn 
• nicht mehr als 200 WE, gem. jetzigem 

Bebauungsplan 
• mind. 2 Zuwegungen  
• Schaffung von ausreichend Parkraum 

 

 positive Erfahrungen negative Erfahrungen 

Erfahrungen mit 
der Bezirkspolitik 
bei der Vertretung 
eigener Interessen 

•  
•   

•   

•   

•  

•   

•   

•   

•   

•  

Erfahrungen mit 
der 
Bezirksverwaltung 
bei der Vertretung 
eigener Interessen 

•   

•   

•   

•   

•   

•   

•   

•   

•   

•  
 
 



  
  
 

 
 

 
           
 

 

  
            
 

Bürgerinitiativen in Eimsbüttel – Kurz-Portrait für die Veranstaltung: 
 

Gemeinsam für ein lebenswertes Eimsbüttel  
Bürgerinitiativen, Politik und Verwaltung im Dialog 

 
 
Name der Bürger-
initiative: Pro Niendorfer Gehege e.V. 
Kontaktperson: Susanne Egbers 

Ziele:  • Schutz und Erhalt des Niendorfer Geheges 
und seiner umliegenden Feldmarken 

•   

•   

•   

•  

 positive Erfahrungen negative Erfahrungen 

Erfahrungen mit 
der Bezirkspolitik 
bei der Vertretung 
eigener Interessen 

•   

•   

•   

•   

•  

•   

•   

•   

•   

•  

Erfahrungen mit 
der Bezirksverwal-
tung bei der Ver-
tretung eigener 
Interessen 

• Es besteht      
jederzeit       
Gesprächsbe-
reitschaft.   

•   

•  

•   

•  

• Teilweise        
Intransparenz 

•   

•   

•   

•  

 



  
 
 

 
 

 
           
 

 

  
            
 

Bürgerinitiativen in Eimsbüttel – Kurz-Portrait für die Veranstaltung: 
 

Gemeinsam für ein lebenswertes Eimsbüttel  
Bürgerinitiativen, Politik und Verwaltung im Dialog 

 
 
Name der Bürger-
initiative: Stellinger Deckel 
Kontaktperson: Sören Hellwig, Martina Nemes  

Ziele:  • Transparenz bei der Planung der Autobahnerwei-
terung 

• Bürgerbeteiligung bei allen Planschritten 
• Lärmschutz während und nach der Bauzeit 
• Maßnahmen zur Wahrung der Verkehrsstruktur 
• Deckel als „Stadtteile verbindendes“ Element 

 

 positive Erfahrungen negative Erfahrungen 

Erfahrungen mit 
der Bezirkspolitik 
bei der Vertretung 
eigener Interessen 

• vertrauensvolle Zu-
sammenarbeit aller 
Parteien mit unserer 
Initiative im Rahmen 
einer Demonstration 
2010 

•   

•   

• Ausnutzen unserer 
Strukturen und unse-
res Knowhows für ei-
gene, persönliche 
oder parteipolitische 
Ziele 

•   

•   

Erfahrungen mit 
der Bezirksverwal-
tung bei der Ver-
tretung eigener 
Interessen 

•   

•   

•   

•   

•   

• Zusammenarbeit 
wurde abgelehnt mit 
der Begründung, die 
Behörde müsse sich 
neutral verhalten, gar 
keine Zusammenar-
beit auf Bezirksver-
waltungsebene! 

•   

•   
 

 
 







 

 

 
 
 
 
Programm des BEP-Workshops 2012 
„Gemeinsam für ein lebenswertes Eimsbüttel – Bürgerinitiativen, 
Politik und Verwaltung im Dialog“ 
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Gemeinsam für ein lebenswertes Eimsbüttel  
Bürgerinitiativen, Politik und Verwaltung im Dialog 

 
Programm des 11. BEP-Workshops  

 
am 01.06.2012 von 14:00 bis 18:00 Uhr  

im Bezirksamt Eimsbüttel, Großer Sitzungssaal 1275 (12. Stock) 
Moderation der Veranstaltung: Institut Raum & Energie, Wedel 

 
 
 
14:00 Uhr offener Beginn bei Getränken und Gebäck – Möglichkeit zum Kennenlernen 

14:20 Uhr Begrüßung durch den Bezirksamtsleiter Dr. Torsten Sevecke  

14:30 Uhr Einführung in die Veranstaltung durch die Moderatorin Katrin Fahrenkrug 

14:40 Uhr 3 kurze Vorträge aus der Perspektive der Bürgerinitiativen, der Politik sowie der 
Verwaltung, die durch folgende Leitfragen verbunden sind:  

 Zusammenleben in einer sich ständig wandelnden Stadtgesell-
schaft – geht das überhaupt ohne Konflikte? 

 Beteiligung ist kostbar – bei welchen Themen ist der Einsatz 
von Zeit, Geld und Engagement wichtig oder gar unabdingbar? 

 Der Ton macht die Musik – was zeichnet eine gelungene Kom-
munikation zwischen engagierten Bürgerinnen und Bürgern, 
Politik und Verwaltung aus? 

Aus der Perspektive der Bürgerinitiativen referiert: Manuel Humburg, „Zukunft 
Elbinsel Wilhelmsburg e.V.“ 

Aus der Perspektive der Politik referiert: Dr. Willfried Maier, ehemals Senator für 
Stadtentwicklung, Bundes- und Europaangelegenheiten 

Aus der Perspektive der Verwaltung referiert: Dr. Jochen Hucke, Senatsverwal-
tung für Stadtentwicklung und Umwelt, Berlin 

15:40 Uhr Erläuterung der Arbeitsgruppenphase 

15:50 Uhr Pause 
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16:10 Uhr  Diskussion in gemischten Arbeitsgruppen: über die Herausforderungen der Bür-
gerbeteiligung sowie Lösungsansätze für Eimsbüttel 

 (Die Nummer Ihrer Arbeitsgruppe ist auf Ihrem Namensschild vermerkt.) 

 Arbeitsgruppe 1: Raum 1104, Moderation durch Jan Philipp Stephan 

 Arbeitsgruppe 2: Raum 1181, Moderation durch Barbara Strauß 

 Arbeitsgruppe 3: linke Seite der Kantine, Moderation durch Urban Conradi 

 Arbeitsgruppe 4: rechte Seite der Kantine, Moderation durch Dr. Michael Freitag 

17:40 Uhr Zusammenführung der Arbeitsgruppenergebnisse 

17:55 Uhr Schlusswort / Ausblick durch den Bezirksamtsleiter 

18:00 Uhr offener Ausklang der Veranstaltung 
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